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Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

III A 3 - 3288 - 43/61 


Bonn, den 26. April 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Verhältnisse auf dem Eiermarkt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Diebäcker, Struve, 
Schulze-Pellengahr, Schmücker, Teriete und Genossen 
— Drucksache 2617 — 


Vorgenannte Kleine Anfrage beantworte idi namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 

Im Bundesgebiet wurden im Kalenderjahr 1960 insgesamt 
ca. 12,3 Mrd. Schaleneier verbraucht, d. s. ca. 230 Stück je 
Kopf der Bevölkerung. Rund 2,8 Mrd. Eier der deutschen Er- 
zeugung wurden von den Familien der 2,8 Millionen Hühner- 
halter selbst verbraucht, so daß für den Eiermarkt ca. 9,5 Mrd. 
verblieben; davon stammten 4,8 Mrd. aus Einfuhren, also rd. 
50 V. H. 

In der Bundesrepublik bestehen nach einer Zählung von 
Mitte 1960 rd. 11.200 Kennzeichnungsstellen, davon werden 
rd. 9670 von Erzeugern und rd. 1530 vom gewerblichen oder 
genossenschaftlichen Eiergroßhandel betrieben, über diese 
Kennzeichnungsstellen wurden im Kalenderjahr 1960 — • ohne 
Berücksichtigung der Bruteier — für ca. 2,2 Mrd. Eier rd. 
65 Millionen DM Ausgleichsbeträge nach dem Gesetz zur 
Förderung der deutschen Eierwirtschaft ausgezahlt. 

Zu den einzelnen Fragen nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu Frage 1; Ist es richtig, daß die Nachfrage der Verbraucher 
nach ungekennzeichneten deutschen Eiern stärker 
gestiegen ist als nach gekennzeichneten? 

Im Durchschnitt des ganzen Bundesgebietes hat sich nach Be- 
obachtungen der Länderministerien für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten der Marktanteil der gekennzeichneten Eier 
zu Lasten der ungekennzeichneten vergrößert. Dies gilt jedoch 
nicht für das verbraucherstarke Gebiet des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und andere Gebiete des norddeutschen Raumes. 

Zu Frage 2: Ist es richtig, daß der Verbraucher für unge- 
kennzeichnete deutsche Eier einen höheren Preis 
zu zahlen bereit ist als für gekennzeichnete? 

Diese Frage ist für die meisten Gebiete der Bundesrepublik 
zu bejahen. Das gilt insbesondere für den norddeutschen 
Raum. In Süddeutschland ist der Marktanteil an gekennzeich- 
neten Eiern größer als in Norddeutschland; deshalb werden 
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an der Kölner Börse in der Regel nur ungekennzeichnete 
Eier, an der Münchner Börse ausschließlich gekennzeichnete 
Eier notiert. Viele Verbraucher sind bereit, einen höheren 
Preis für das ungekennzeichnete Ei anzulegen, weil sie der 
Auffassung sind, das vom Handel angebotene ungekennzeich- 
nete deutsche Ei sei frischer als das gekennzeichnete Stan- 
dardei. Abgesehen vom Erzeuger- Verbraucher-Direktverkehr 
wird aber schon jetzt der bei weitem größte Teil aller in 
den Markt gelangenden Eier maschinell sortiert; dabei werden 
Eier mit Sprüngen, Fremdkörpern und anderen Fehlern aus- 
geschieden. Das Stempeln selbst dauert im Rahmen dieser 
Behandlung nur den Bruchteil einer Sekunde. Die Kennzeich- 
nung ist also in Wirklichkeit die Bestätigung dafür, daß ein 
Ei tatsächlich durch die Prüfung und Sortierung hindurchge- 
gangen ist. Dessenungeachtet verbindet der Verbraucher mit 
dem gestempelten Ei die Vorstellung einer durch verlängerten 
Handelsweg und Behandlung (gegenüber dem ungekennzeich- 
neten Ei) nicht mehr frischen Ware. 

Zu Frage 3: Welchen Einfluß hat nach Auffassung der Bundes- 
regierung der Preis der Auslandseier auf die 
Preisbildung für deutsche gekennzeichnete und 
ungekennzeichnete Eier? 

Etwas über die Hälfte der in der Bundesrepublik vermarkte- 
ten Eier stammen aus Einfuhren, über 80 v. H. davon aus 
Holland und Dänemark. 

Das Ausland kann wegen der Liberalisierung — lediglich 
für die Ostländer bestehen Kontingente — den deutschen 
Markt praktisch mit jeder gewünschten Menge eines stan- 
dardisierten Qualitätsangebotes an Eiern beliefern. Dem 
gegenüber steht das nach Menge und Beschaffenheit unein- 
heitliche Angebot der heimischen Erzeugung, Deshalb hat die 
Importware, vor allem dann, wenn ihr Anteil an der Gesamt- 
versorgung besonders hoch ist, erheblichen Einfluß auf die 
Eierpreise. Immerhin ist der Verbraucher bereit, für deutsche 
Ware einen etwas höheren Preis zu zahlen; in Norddeutsch- 
land steht zumeist das ungekennzeichnete deutsche Ei preis- 
lich an erster Stelle, in Süddeutschland das deutsche Stan- 
dardei. 

Zu Frage 4: Welche Auswirkungen hat der Förderungsbetrag 
für deutsche Eier ( der im Kalenderjahr 1960 
für rd. 42 v. H. der auf den Markt gelangten 
inländischen Eier gezahlt wurde) auf die Höhe 
der Erzeuger- und Verbraucherpreise? 

Die Auszahlung des Ausgleichsbetrages bewirkt eine Erhö- 
hung der Erzeugererlöse. Der Ausgleichsbetrag sichert wenig- 
stens teilweise die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Eier- 
erzeuger, weil der Futtermittelkostenunterschied ausgeglichen 
wird, und erlaubt die Einfuhr billiger Auslandseier. 
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Zu Frage 5: Sind der Bundesregierung Vorwürfe — insbe- 
sondere von Staatsanwaltschaften — bekannt, 
daß Verwaltungsbehörden Eieriörderungsbeträge 
auszahlen, obwohl sie wissen, daß die Voraus- 
setzung der Kennzeichnung nicht vorliegt? 

Weder der Bundesregierung noch den Ministern und Senatoren 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Länder sind 
Vorwürfe von Staatsanwaltschaften bekannt, daß Verwaltungs- 
behörden Ausgleichsbeträge ausgezahlt haben, obwohl sie im 
zur Entscheidung stehenden Einzelfall gewußt haben, daß die 
Eier, für die Ausgleichsbeträge beantragt wurden, nicht ent- 
sprechend den Vorschriften des Gesetzes zur Förderung der 
deutschen Eierwirtschaft gekennzeichnet waren. Soweit der- 
artige Vorwürfe von dritter Seite erhoben worden sind, haben 
sie sich nach eingehender Untersuchung als unbegründet 
erwiesen. 

Zu Frage 6: Weiß die Bundesregierung, daß die Handhabung 
der Eierförderung die ehrlichen und gesetzestreuen 
Inhaber von Eierkennzeichnungsbetrieben in größte 
wirtschaftliche Schwierigkeiten und Gewissensnöte 
bringt? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß ein Teil der Kennzeich- 
nungsbetriebe mit unrichtigen Angaben Ausgleichsbeträge für 
ungekennzeichnete Eier beantragt und erhalten hat; diese Be- 
triebe wollten damit neben einem höheren Marktpreis für 
solche Eier — wo dieser zu erzielen ist — auch die nach dem 
Gesetz nur den gestempelten Eiern vorbehaltenen Ausgleichs- 
beträge erlangen und so in der I^age sein, durch höhere Ein- 
kaufspreise ihre Erfassung zu steigern oder zu halten. Das 
Bundesmiiiisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat die Zahl der Prüfer, die die Auszahlung der Ausgleichs- 
beträge zusammen mit den Prüfern der Länder überwachen, 
verdoppelt und die Prüfungen intensiviert. Auch die Länder 
haben ihre Kontrollen erheblidi verstärkt. Soweit festgestellt 
wird, daß Ausgleichsbeträge zu Unrecht ausgezahlt worden 
sind, wird unverzüglich die Rückzahlung veranlaßt. Das Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten be- 
reitet eine Verbesserung des Verfahrens bei der Auszahlung 
des Ausgleichsbetrages vor. Dadurch sollen Schwierigkeiten 
für den gesetzestreuen Handel ausgeräumt werden. 

Zu Frage 7: Was beabsichtigt die Bundesregierung zur Förde- 
rung und zum Schutz der deutschen Eiererzeuger 
in Zukunft zu tun, auch im Hinblick auf den Ge- 
meinsamen Markt im Rahmen der EWG? 

Die deutsche Geflügel- und Eierwirtschaft steht im Wettbe- 
werb mit der — auf Grund zweckentsprechender Rechtsvor- 
schriften — in Produktion und Absatz gut organisierten Ver- 
edlungswirtschaft der wichtigsten Lieferländer. Das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten berei- 
tet mit dem Entwurf eines Geflügel- und Eiergesetzes ein 
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System von Vorschriften vor, das darauf hinzielt, den Liefe- 
rungen aus dem Ausland ein einheitliches, qualitätsmäßig gutes 
Marktangebot gegenüberzustellen. 

Die Bundesregierung hat zur Beseitigung der auf dem Eier- 
markt aufgetretenen Schwierigkeiten gegenüber Mitglied- 
staaten die Festsetzung einer Ausgleichsabgabe nach Artikel 46 
des EWG-Vertrages beantragt. Sie beabsichtigt — falls diesem 
Antrag von der Kommission stattgegeben wird — gegenüber 
Drittländern Staffelzölle in entsprechender Höhe festzusetzen. 
Sofern dem Antrag der Bundesregierung ein Erfolg versagt 
bleibt, wird sie prüfen, ob statt dessen die Vorschläge der 
Kommission auf Einführung eines gemeinschaftlichen Abschöp- 
fungssystems annehmbar erscheinen. 


In Vertretung 

Dr. Sonnemann 
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